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§ 1 Geltung 
Nachstehende Lieferbedingungen gelten für alle Verträge, Lieferungen 
und sonstige Leistungen, einschließlich Beratungsleistungen, sofern sie 
nicht mit der ausdrücklichen Zustimmung des Verkäufers abgeändert 
oder abgeschlossen werden. Entgegenstehende Abreden sind nur 
gültig, wenn sie vom Verkäufer schriftlich bestätigt werden. Geschäfts- 
und Einkaufsbedingungen des Käufers verpflichten uns nur, wenn wir 
uns im Einzelfall ausdrücklich und schriftlich erklären. 
 
§ 2 Angebot und Abschluss 
1. Angebote sind stets freibleibend, soweit der Verkäufer nicht 

ausdrücklich eine schriftliche Bindungserklärung abgegeben hat. 
2. Vertragsabschlüsse und sonstige Vereinbarungen werden erst 

durch schriftliche Bestätigung des Verkäufers verbindlich. 
3. Soweit Verkaufsangestellte oder Handelsvertreter mündliche 

Nebenabreden treffen oder Zusicherungen abgeben, die über den 
schriftlichen Kaufvertrag hinausgehen, bedürfen dieses stets der 
schriftlichen Bestätigung des Verkäufers. 

 
§ 3 Preise 
Die im Angebot enthaltenen Preise sind Tagespreise und beinhalten die 
Lieferung ab Werk Reilingen, zuzüglich MwSt. in gesetzlicher Höhe. 
Aufträge unter EUR 50,00 erfordern ein Kostenaufschlag von EUR 5,00.  
 
§ 4 Lieferung 
1. Liefertermine oder Lieferfristen sind nur verbindlich, wenn sie vom 

Verkäufer schriftlich bestätigt werden. 
2. Die Lieferung der Ware erfolgt ab inländischem Werk. Die 

Versandkosten trägt der Käufer.  
Der Käufer kann den Frachtführer bestimmen. Verpackungs-
kosten für Spezialverpackungen werden vom Käufer getragen. 

3. Unsere Lieferungen erfolgen, sofern nichts Anderes vereinbart ist, 
auf Kosten und Gefahr des Käufers. Die Gefahr geht, auch soweit 
wir die Transportkosten tragen, auf den Besteller über, sobald die 
Ware unsere Versandstelle verlassen hat. 

4. Konstruktions-, Form- oder Farbänderungen bleiben während der 
Lieferzeit vorbehalten, soweit der Kaufgegenstand in seiner 
Funktion nicht geändert wird und die Änderung für den Käufer 
zumutbar ist. Änderungen zum Zwecke des technischen 
Fortschrittes sind jederzeit möglich und bedürfen keiner 
Vorankündigung. Bei Sonderanfertigung sind Über- bzw. 
Unterlieferungen von 15% möglich.  

5. Leihungen bzw. Lieferungen zum Test sind nur innerhalb einer 
Frist von 4 Wochen unentgeltlich. Nach Ablauf der Leihfrist ist der 
Verkaufspreis fällig. 

6. Bei höherer Gewalt oder anderen unvorhergesehenen 
Ereignissen, wie Energie- und Rohstoffmangel, Streik oder Aus-
sperrung, Verspätung oder Ausbleiben von Zulieferungen, tritt 
Lieferverzug nicht ein. Der Käufer hat in diesem Fall Recht zum 
Rücktritt, wenn der Liefertermin um mehr als 6 Monate 
überschritten wird. 

7. Blockaufträge sind zulässig und müssen bei Vertragsabschluss 
befristet werden. Die Abnahmefrist darf höchstens 12 Monate 
betragen. 

 
§ 5 Zahlungsbedingungen 
1. Ab dem Tag der Rechnungsstellung innerhalb von 14 Tagen ohne 

Abzug. Ab dem 15. Tag tritt Verzug gemäß § 286 II Nr. 1 BGB ein. 
Bei Zahlung nach Fälligkeit werden Zinsen von 8 % über dem 
jeweiligen Basiszinssatz § 247 BGB der Deutschen Bundesbank 
berechnet. 

2. Bei Zahlungsverzug des Käufers oder bei drohender Zahlungs-
unfähigkeit oder sonstiger wesentlicher Verschlechterung der 
Vermögensverhältnisse des Käufers kann der Verkäufer nach 
Setzung einer Nachfrist von 12 Tagen noch für ausstehende 
Lieferungen aus irgendeinem Vertrag unter Fortfall des Zahlungs-
zieles bare Zahlung verlangen oder vom Vertrag zurücktreten oder 
Schadensersatz geltend machen. 

3. Sofern von uns Schecks oder Wechsel entgegengenommen 
werden, erfolgt die Entgegennahme erfüllungshalber unter dem 
üblichen Vorbehalt.  

4. Bei Nichteinlösung von Schecks oder Wechseln bei Zahlungs-
stellung sowie bei einem Antrag auf Eröffnung eines Insolvenz-
verfahrens über das Vermögen des Bestellers, werden unsere 
sämtlichen Forderungen – auch im Fall einer Stundung fällig.  

 
§ 6 Mängelrüge - Gewährleistung 
1. Beanstandungen wegen erkennbarer Mängel oder wegen 

erkennbar unvollständiger oder unrichtiger Lieferung sind uns 
unverzüglich, spätestens 8 Tage nach Empfang, schriftlich 
mitzuteilen. 

2. Bei berechtigten Mängelrügen hat der Verkäufer das Recht auf 
Nachbesserung oder Lieferung mangelfreier Ersatzware. Ist die 

Nacherfüllung fehlgeschlagen, hat der Käufer nur das Recht den 
Kaufpreis zu mindern oder vom Vertrag zurückzutreten.  

3. Wenn der Verkäufer eine ihm gestellte Nachfrist verstreichen 
lässt, ohne den Mangel zu beheben, so steht dem Käufer nach 
seiner Wahl das Recht zu, Rückgängigmachung des Vertrages 
(Wandlung) oder Herabsetzung des Kaufpreises (Minderung) zu 
verlangen. Durch etwa seitens des Käufers oder Dritter 
unsachgemäß vorgenommen Änderungen und Instandsetzungs-
arbeiten wird die Haftung für die daraus entstehenden Folgen 
aufgehoben. 

4. Für die Ware übernimmt der Lieferant eine Garantie gegenüber 
dem Käufer nach Maßgabe der für das Produkt geltenden 
Garantiebestimmungen. 

 
§ 7 Eigentumsvorbehalt 
1. Das Eigentum geht auf den Käufer erst über, wenn er seine 

gesamten Verbindlichkeiten aus der Geschäftsverbindung getilgt 
hat. Dies gilt auch dann, wenn der Kaufpreis für bestimmte, vom 
Käufer bezeichnete Warenlieferungen bezahlt worden ist. Bei 
laufender Rechnung gilt das vorbehaltene Eigentum als Sicherung 
für die Saldo-Forderung. Falls Wechsel oder Schecks in Zahlung 
gegeben worden sind, gilt erst die Einlösung als Tilgung. Kommt 
der Käufer in Zahlungsverzug oder kommt er sonst seinen 
Verpflichtungen aus dem Eigentumsvorbehalt nicht nach, kann 
der Verkäufer den Kaufgegenstand vom Käufer herausverlangen. 
In der Zurücknahme sowie in der Pfändung der Vorbehaltsware 
durch den Verkäufer liegt, sofern nicht das Abzahlungsgesetz 
Anwendung findet, ein Rücktritt vom Vertrag nur dann vor, wenn 
dies der Verkäufer ausdrücklich schriftlich erklärt hat. Bei 
Pfändungen oder sonstigen Eingriffen Dritter hat der Käufer den 
Verkäufer unter Übersendung eines Pfändungs-Protokolls 
schriftlich zu benachrichtigen. 

2. Der Käufer ist berechtigt, die Ware im ordentlichen Geschäftsgang 
weiter zu veräußern unter der Voraussetzung, dass die 
Forderungen aus dem Weiterverkauf wie folgt auf den Verkäufer 
übergehen: Der Käufer tritt dem Verkäufer bereits jetzt alle 
Forderungen mit sämtlichen Nebenrechten ab, die ihm aus der 
Weiterveräußerung gegen den Abnehmer oder gegen Dritte 
erwachsen, und zwar gleichgültig, ob die Vorbehaltsware vor oder 
nach Verarbeitung weiterverkauft wird. Zur Einziehung dieser 
Forderungen ist der Käufer auch nach Abtretung ermächtigt. Die 
Einbeziehungsbefugnis des Verkäufers bleibt von der 
Einziehungsermächtigung des Käufers unberührt. Der Verkäufer 
wird aber selbst die Forderung nicht einbeziehen, solange der 
Käufer seinen Zahlungsverpflichtungen ordnungsgemäß nach-
kommt. Auf Verlangen des Verkäufers hat der Käufer ihm die 
Schuldner der abgetretenen Forderungen mitzuteilen und den 
Schuldnern die Abtretung anzuzeigen. Wird die Ware zusammen 
mit anderen Waren, die dem Verkäufer nicht gehören, 
weiterverkauft, so gilt die Forderung des Käufers gegen Abnehmer 
in Höhe des zwischen Verkäufer und Käufer vereinbarten 
Lieferpreises als abgetreten. 

3. Be- und Verarbeitung der Vorbehaltsware erfolgt für den Verkäufer 
als Hersteller im Sinne von § 950 BGB, ohne diesen zu 
verpflichten. Durch die Verbindung, Vermischung oder 
Verarbeitung erwirbt der Käufer nicht das Eigentum gem. §§ 947ff 
BGB an der neuen Sache. Wird die Vorbehaltsware mit anderen, 
dem Verkäufer nicht gehörenden Gegenständen verarbeitet oder 
untrennbar vermischt, so erwirbt der Verkäufer das Miteigentum 
an der neuen Sache im Verhältnis des Rechnungswertes der 
Vorbehaltsware zum Rechnungswert der anderen verwendeten 
Ware zum Zeitpunkt der Verarbeitung oder Vermischung. Die so 
entstehenden Miteigentumsrechte gelten als Vorbehaltsware im 
Sinne dieser Bestimmung. Werden die Waren des Verkäufers mit 
anderen beweglichen Gegenständen zu einer einheitlichen Sache 
verbunden oder untrennbar vermischt, und ist die andere Sache 
als Hauptsache anzusehen, so gilt als vereinbart, dass der Käufer 
dem Verkäufer anteilmäßig Miteigentum überträgt, soweit die 
Hauptsache ihm gehört. Für die durch die Verarbeitung und 
Verbindung sowie Vermischung entstehende Sache gilt im 
Übrigen das gleiche wie für Vorbehaltsware. 

4. Der Verkäufer verpflichtet sich, die ihm zustehenden Sicherungen 
insoweit freizugeben, als ihr Wert die zu sichernden Forderungen, 
soweit diese noch nicht beglichen sind, um mehr als 25% 
übersteigt. 

 
§ 8 Erfüllungsort, Gerichtsstand 
Erfüllungsort und ausschließlicher Gerichtsstand für Lieferungen und 
Zahlungen (einschließlich Schecks und Wechselklagen) sowie 
sämtliche zwischen den Parteien sich ergebenden Streitigkeiten ist, 
soweit der Käufer Vollkaufmann, juristische Person des öffentlichen 
Rechts oder öffentlich-rechtliches Sondervermögen ist:  
Amtsgericht Schwetzingen, Landgericht Mannheim.  


